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Geehrte ' Redaktion ' !

Dienstag , den 20 * Dezember , um 8 * 50 Uhr vormittag , wird der
Amtsfährende Stadtrat für Bauangelegenheiten Thaller die bis da¬
hin fertigenstellte Betonfahrbahn des Verkehrskreises auf dem
Praterstern in Betrieb nehmen.

Sie sind herzlich eingeladen , einen Vertreter Ihrer Redak¬
tion zu dieser kleinen Feier . zu entsenden.

Unsere Erfolge sind ' das - Produkt ' der 'gemeinsamen Arbeit ' !
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seit 1945

15 . Dezember ( RK ) Heute , um 11 Uhr vormittag , trat der Wie¬
ner Landtag unter dem Vorsitz seines Ersten Präsidenten Marek zu
einer Sitzung zusammen . An und für sich eine Geschäftssitzung , da
drei Gesetze auf der Tagesordnung stehen , herrschte doch zu Beginn
eine besonders feierliche Stimmung , da der Wiener Landtag heute
ein ganz besonderes Jubiläum feiert.

Zu Beginn der Sitzung stellte Präsident Marek fest , daß mit
der heutigen Sitzung der Wiener Landtag auf eine zehnjährige Funk¬
tionsperiode zurückblicken kann , " Wenn wir das Dezennium unserer
gesetzgeberischen Tätigkeit rückschauend überblicken,

/
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dann will ich nicht die Schrecken des Krieges und die Beendigung
des Krieges innerhalb unserer Grenzen in Erinnerung bringen,
sondern den denkwürdigen Tag der Konstituierung dieser Körper¬
schaft . Auf Grund des Wahlergebnisses der ersten demokratischen
Wahl vom 25 . November 1945 versammelten sich am 13 . Dezember

1945 die gewählten Mitglieder in diesem historischen Saal . Die

Fenster waren z rtrümmert und durch die provisorische Holzver¬

schalung drang die kalte Winterluft ein . Die Mitglieder des
Hohen Hauses , in abgetragener Kleidung und die Spuren des Hun¬

gers und der Kriegsnöte im Gesicht , erfüllt aber vom Verantwor-

tungsbawußtsein dem Volke zu di nen , blickt '
. n erv/artungsvoll

auf den Ältesten dieses Kollegiums , der nach parlamentarischem
Brauch berufen war , die Sitzung zu eröffnen . Ds war dies der an-

gesehene Senior des Wiener Landtages , Leopold Kunschak , der spä¬
ter die Würde des österreichischen Parlaments als dessen Präsi¬
dent repräsentierte . Um 17 Uhr 7 Minuten eröffnete der Abgeord¬
nete Kunschak die erste Sitzung des Landtages von Wien mit fol¬

genden Worten:
" Als ältest , s Mitglied des Wi ner Landtages habe ich die

• ihre , Sie h rzlichst zu begrüßen und die Sitzung des vom Stadt-
seno . t einberufenen Gemeinderatos als Landtag für eröffnet zu er¬
klären , und zwar b rufe ich mich dabei auf den Artikel III , § 16,
des V ^ rfassungs - Übergengsgesotzes 1945 ! "

Mit Ergriffenheit hörten die Mitglieder des Hohen Landtages,
zum ersten Male in der zweiten Republik , die Stimme jenes Demo¬
kraten , der als letzter in den Februartagen 1934 , gleichfalls
von dieser Stelle , in Unglück abzuwehren versuchte , das wenige
Tage später begann und durch elf J - hre den Zusammentritt dieser
Körperschaft verbindorte,

Somit war die Rede des Abgeordneten Leopold Kunschak am
13 . Dezamber 1945 eine Brücke zwischen zwei demokratischen Zeit¬
epochen . In dieser bewegten , von vielfältigen Gefahren umdüsfer¬
nen Zeit war der zum Landeshauptmann und Bürgermeister gewählte
General a . D , Theodor Körner die berufene Persönlichkeit , an die
Spitze der Landes - und Stadtverwaltung zu treten und deren Arbeit
mit seinem Geiste zu erfüllen . Ds sei mir erlaubt , des damaligen
Landeshauptmannes und heutigen Staatsoberhauptes dankbar zu ge¬
denken und ihm die ehrerbietigsten Grüße zu entbieten.

Nach der erfolgten . Angelobung der 100 Mitglieder des Hohen
/
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Hauses wurden die Präsidenten gewählt . Der erste Präsident , Hof-

rat Neubauer , schied über eigenes Verlangen im Jahre 1949 aus

dieser Körperschaft , die Vizepräsidenten , die Herren Abgeordneten
Thaller und Bauer , haben kurze Zeit darauf die Punktionen Amts¬

führender Stadträte übernommen , die sie bis zum heutigen Tage aus¬

üben.
Ich darf feststellen , daß von den 100 in der ersten Sitzung

des Landtages angelobten Männern und Frauen 59 die Punktion eines

Abgeordneten in den letzten sehn Jahren bis zur heutigen Sitzung
ausüben . 61 Männer und Frauen sind ausgeschieden , zum Teil raffte

sie der Tod hinweg , zum Teil sind sie in anderen Funktionen heute

noch tätig oder die Jahre des Alters haben sie bestimmt , in den

Ruhestand zu treten.
Die heutige Sitzung ist die siebzigste seit 1945 und in ge¬

wissem Sinne eine Jubiläumssitzung . Mit Stolz und Freude können

wir feststellen , daß unsere gesetzgeberische Tätigkeit die Grund¬

lage für den Wiederaufb - u unserer Stadt war « In den ersten Jahren

unserer Tätigkeit kämpften wir gegen Not und Hunger . H ~ ute können

wir Gesetze beschließen , um den Menschen unseres Landes das Leben

schöner und reicher zu gestalten . Unsere Erfolge sind das Produkt

der gemeinsamen Arbeit der beiden großen Parteien dieses Hauses.
Die Erfolge dieser Arbeit rechtfertigen die damaligen Beschlüsse,
den Aufbau gemeinsam vorzunehmen und gemeinsam die Verantwortung
zu tragen . Von dieser Erkenntnis erfüllt , wollen wir die Geschichte
der ersten zehn Jahre abschließen , im gleichen Geiste Weiterarbei¬
ten für unser Land , für unsere Wiener , für unsere Republik ! " ( Star¬
ker allgemeiner Beifall . ) - -
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Drei neuejajides ^ es^etze

Hierauf ging Landtagspräsident Marek in die Tagesordnung

ein . Als erster funkt wurde die Ejg _änzungs _wa_kl
. jLp . di e

_
B e igu gungs-

kommission nach , dem Abgabenrechtsmittelgesetz durchgefiinrt,

Stadtrat Resch ( SPÖ ) referierte sodann eine Gesetzesvorlage,

die die Änderung , besw . Verlängerung des mit 51 . Dezember dieses

Jahres ablaufenden WienerGrundstegoerbefr ê
^iung ^ es

_
e

_
t

_
zes

_ 1,95,2

bis zum 1 . Jänner i960 vorsieht . Hach dem Gesetz wird es auch

weiterhin möglich sein , Wohnungsn bis zu 120 Quadratmeter Nutz¬

fläche auf 20 Jahre von der Grundsteuer zu befreien . Bisher

wurden in Dien in 282 Fällen Gebäude , Wohnungen oder Wohnraum-

teil , die durch Heu - , Zu* um- Auf - oder Einbauten geschaffen

worden waren , auf 20 Jahre von der Grundsteuer befreit . Die Ver¬

längerung bis I960 geschieht aus der Erwägung , daß sich die

wirtschaftlichen Verhältnisse auch derzeit noch nicht auf einen

längeren Zeitraum überblicken lassen und nie Bautätigkeit in

möglichst naher Zukunft und nicht erst in weiterer Sicnt ge¬

fördert werden soll.
Das Gesetz wurde

_
eins

_
t

__
imimi £ angenommen.

Über die ,inderung des Hauskehri,chtabfuhx ^RCj^eptjge^
s_JL9_

5_
4

referierte gleichfalls Stadtrat Re sein . Diese Gesetzesvorlage

sieht eine hygienische Verbesserung für die Randgebiete vor,

die nach dem Inkrafttreten des Gebietsänderungsgesetzes bei Kien

bleiben . In diesen Gebieten sollen jedoch nicht wie in der

dichtverbauten Stadt 90 — Liter — Coloniagefäße aufgestellt werden,

sondern kleinere Eimer mit einem Inhalt von 55 Litern für jeden

Haushalt . Diese Größe wird genügen , da ja die Bevölkerung der

Randgebiete zu 70 Prozent , in Ein - oder Zweifamilienhäusern wohnt

und meist in den Gartenanlagen eine Kompostierungsmöglichkeit
für einen Teil des Hauskehrichts hat . Die Eimer werden kostenlos

zur Verfügung gestellt werden , sollen regelmäßig an einem be¬

stimmten Wochentag einge sammelt und hierzu von den Hausbewohnern

zeitgerecht auf dem Gehsteig bereitgestellt werden . Die Ein¬

sammlung des Kehrichts aus diesen Gefäßen wird gleichfalls durch

einen Müllspezialwagen der Gemeinde Vien besorgt . Die Gebühr je

Eimer und Entleerung wird mit 1 . 55 Schilling festgesetzt.

Bei der Abstimmung wurde das Gesetz ein st irnmig angenommen.
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Der Stadtrat für Pe rs onalang e le g e nhe i t e n Dr . higscli
referierte sodann eine Vorlage , durch die das Dienstrecht der

Beamten der Stadt Dien abgeändert wird . Es handelt sich um Be¬

stimmungen über die Anrechnung von Vordienstzeiten für die Vor¬

rückung in höhere Bezüge für die Beamten der Stadt Wien , die im

wesentlichen an jene des Bundes angepaßt sind . Die Bundes¬

regierung hat ihrerseits Bestimmungen über die Anrechnung von

Behinderungszeiten sowie über die Fristen zum Einbringen der
Ansuchen um Vordienstzeitanrechnung und den Birksamkeitsbeginn
der Anrechnungen abgeändert . Mit der 9 . Novelle soll das Dienst¬
recht der Beamten der Stadt Bien nun an die abgeänderte Ver¬

ordnung des Bundes angepaßt werden.

Abgeordneter Dr , Soswinski ( VO ) beschäftigte sich mit den

Bestimmungen des tbsuhnittes IV , mit den Zulagen für Schaffner
und Fahrer , und stellt den Antrag , diese Zulagen an alle ständig
verwendeten Fahrer und Schaffner nach dem 24 . Dienstjahr zu
bezahlen.

Stadtrat Dr . Migsch empfiehlt die Ablehnung dieses Antrages
da bereits Verhandlungen mit der Gewerkschaft der Gemeinde¬
bediensteten im Gange sind , die auch auf dem Gebiete der Fahrer¬

zulagen Verbesserungen bringen . Die diesbezügliche Regelung wird

sogar besser sein , als die von Dr . Soswinski beantragte.
Bei der Abstimmung wurde der Abänderungsantrag gegen die

Stimmen der VO abgelehnt . Der Antrag des Referenten wurde ein ¬
stimm ig a ng enommen,
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Stellungnahme der Gemeinde Wien zu den ' Wünschen der Gastärzt 'e

15 . Dezember ( RK ) In einer Pressekonferenz des Komitees

junger Ärzte wurde gestern zu den Problemen der Gastärzte Stel¬

lung genommen . Vas das dabei wufgcsteilte Forderungsprogramm an¬

belangt , würde die , Gemeinde Wien einer Erhöhung des Stipendiums-
betrages sofort zustimmen , wenn sich der Bund verpflichtet , so
wie bisher bei den Gastärztestipendien , die Hälfte des entstehen¬
den Mehrauswandes zu tragen.

Außerdem ha t sich die GemeindeWien schon bei der Beratung
des ASYG ber - it erklärt , für alle Gastärzte , ganz gleich , ob sie
ein Stipendium erholt n oder nicht , ab 1 , Jänner des kommenden
Jahr s die Kosten der Sozialversicherung zu tragen , vorausgesetzt
natürlich , daß auch hier der Bund die auf ihn entfallende Hälfte
dieser neue n Belastung übernimmt.

Die übrigen Wünsche der Gastärzte sind personeller Art , Sie
werden bereits seit längerer Zeit sorgsem geprüft . Vor allem wird
das bisherige System der Einteilung der Gastärzte verbessert wer¬
den.

A . Ro 'sthorn zum Gedenken

15 . Dezember ( RK ) Am 17 . Dezember sind 10 Jahre vergangen,
daß der Diplom, : .t und Sinologe Dr . Arthur Rosthorn in seiner Vater¬
stadt Wien gestorben ist.

Am 16 . April 1862 geboren , studierte er Germanistik , Sanskrit
und allgemeine Sprachwissenschaft und erhielt 1885 eine Anstellung
beim chinesischen Zolldi . nst . Nach seiner Rückkehr in den diploma¬
tischen Dienst der österreichischen Monarchie war er in der Folge
Gesandter in Peking und Teheran . Infolge seiner langjährigen be¬
ruflichen Tätigkeit rwarb Dr . Rosthorn umfassende Kenntnisse
über die Sprache , Geschichte und Kultur Chinas . Dr veröffentlichte
eine Reihe von Werken , dir - grundlegende historische , religions¬
philosophische und linguistische Forschungsergebnisse enthalten,
Rosthorn wirkte später als Honorarprofessor an der Wiener Univer¬
sität und gehörte auch der Österreichischen Akademie der Wissen¬
schaften als korrespondierendes Mitglied an . Die . von ihm hinter¬
lass ne Fachbibliothek bestand aus 10 . 000 Bänden,
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Wlener Gerneinöerat

Die Beratungen Liber d n Voran s chlag _1 9_
56_ _

der Bundesh pur ^tstadjt

15 . Dezember ( RK ) Im Anschluß an die Sitzung des Wiener

Landtages trat unter dem Vorsitz von Bürgermeister Jonas der Ge-

meinderat zusammen , um mit den Beratungen über den Voranschlag

ihr das Jahr 1956 d. or Bundeshauptstadt Wien zu beginnen « Vor Rin^

gang in die Tagesordnung teilte der Bürgermeister mit , daß von

der ÖVP vier Anträge eingebracht wurden , die die Erteilung des

Stipendiums für alle Gastärzte,die Erhöhung des Gastärztestipen¬

diums von 750 auf 1000 Schilling , die Herabsetzung der Wartezeit

für die Bestellung zum Sekundararzt und die Errichtung von Schwan-

goren - Beratungsstellen in allen Wiener Bezirken verlangen . Die

Anträge wurden den zuständigen Gemeinderatsausschüßen zugowiesen«

Nun erteilte der Vorsitzende dem städtischen Pinanzreferen-

ten das Wort zur Berichterstattung über den Voranschlag 1956«

Stadtrat R sch führte auss Der Voranschlag 1956 ist der erste

n ch dem unseligen 2 . Weltkrieg , den wir in voller Dreiheit und

ohne Gefahr der Einmischung einer fremden B satzungsmacht beraten

und beschließen können . Wir können heute rückschauend mit Stolz

fest stellen , daß wir unseren Teil zur endlichen Befreiung Öster¬

reichs ideell und wirtschaftlich beigetragen haben . Schon der

erste Bürgermeister Wiens nach der Besetzung , unser verehrter

Herr Bundespräsident Dr . Körner hat uns gelehrt , daß man auch vor

Generalen nicht kapitulieren , sondern ihrem oft mangelnden Wissen

über die zivilen Notwendigkeiten einer Stadt durch ständige Auf¬

klärung nachhelfen muß . Sein Beispiel hat den ideellen Widerstand

der ganzen Bevölkerung gegen die Besetzung gestärkt und den frem¬

den Mächten gezeigt , daß sich Österreich nie vor dem Unrecht sei¬

ner Besetzung beugen werde . Die nun endlich erreichte Befreiung
hat unser Selbstbewußtsein gehoben und damit auch unsere Zuver¬

sicht , mit eigener Kraft und unter eigener Verantwortung unsere

Zukunft nach unserem besten Wissen und Wollen gestalten zu können.

Aber auch materiell h ben wir in d - n letzten 10 Jahren Erfolge
erzielt ^ die man gerne als das österreichische Wirtschaftswunder

bezeichnet , Wien hat durch seine großzügige Aufbauarbeit in die¬

sen Jahren einen wesentlichen Teil zu dem österreichischen Wir-

s c ha f t swun d e r bc i g . t r a g e n.
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Bia Ursaci . n ' di s ' "r wirtschaftlichen Erfolg . sind wohl neben

dar großzügigen Hilf . , di . uns dir V - rvinigton Staate n von Ameri¬

ka gcloist - t haben , in zwei Tat so clr n begründet , ■ uf di wir

stolz s in können . Ich m , in in - rs " its den Fleiß , das hohe Kön¬

nen und cl n Wagemut uns r * -r Arbeiter , Angestellten , Ingenieure

und Unternehmer und andererseits d - n eile Cr g nsätze und Hinder¬

nisse überwind enden Willen d - r zwei großen Parteien unseres Lan¬

des , eile öff nt liehen Angel egenhe it an einvernehmlich zu lösen

und damit Osterr ; ichs Wirtschaft vor Kampfr n und schweren “ersehnt-

t . runnen zu b wahren . Uns r en Fleiß und unser Können kann man uns

nicht n hmen . Ich b - ab c r . me in r sicher . . n irwi rte ng ’ Au s d ruck ,

de ß auch uns re Einigk - it und Ocschloss - - nhc . it im Inn . renn , im

fr icn Ost rroich , erhalten bluiben möge . Nichts würde dun Auf'

bauwill . -n und die Zuv ■rsicht uns ' -
. rer 3

s . . i n Schicks1 a 11 r i n ™ ° + ™ h
voll? ’ im daß Österr ich

m . istern kann , schwerer tr ff n , ds die

Erkenntnis , daß di Einigkeit d . r zwei großen politischen Par¬

teien , den . n die B . volk rung von Wahl zu Wähl in imn .r stärkerem

Maße ihr Vertrauen und damit ihre Zustimmung zu der gemeinsamen

Aufbaupolitik ausg drückt hat , nur unter dem Zwang -- der Besetzung

aufr chtzu rhalton war . Mög . eine solche Enttäuschung unserer Bo-

völk . rung erspart werden * sie könnt , sonst leicht zu der Meinung

kommen , daß die Prc ilw it nach außen durch den Unfri d n im Inneren

zu teuer ■ rkauft word n sei,

Wien lh t so wie die c. ndr r n östlichen Bund slänc r durch

den Krieg und die 3 . s tzung w s ntlich größere Schäden rlitton

als die w . stlich n und südlich n Bund sländ r , Ban ; bon wurc : ' n sie

wirtschaftlich noch dadurch sc/ . wer b -- nachteiligt , daß die Mittel

d m Marshallplan -' s b greif licherw ise de n von den Russen b . s tz-

t n 0Boi . tan nur spärlich zugeflossen sind . Währ -, nd die Industrie

im Westen und Süden unsere s L . ndas nicht nur wird raufgebaut,
sondern großzügig modernisiert und erweitert werden konnte , war
dies im Osten nur in geringem Umfange möglich . Binzeine Betriebe

waren sogar genötigt , nach d m W ■ st n auszuwandern , um ihr «: Be¬

triebs statten dort den Wrforcernissen der • irtschaltlichon Ent¬

wicklung entsgr ehr nd aufb . u n zu können . Es sind noch immer Mit¬
tel aus dm M- rsha11plang - Id rn vorh nden und ich appelli re
namens der Wirtschaft unserer Sw .dt an di für di , Y , rg bung in

Betracht kommenden Stellen der Buno ^ sv • rwaltung , auch di -e Wiener

Betriebe , so wie di ; der übrigen östlichen Bundesländer in Zukunft
bei Vergebung di :- ser Mittel b vorzugt zu behandeln , um wenigstens
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in -.. n Teil des Unr chtos gutzumachen an di s : n schwor be-

troffenon Gebieten heg . ngen wurde . ( Beifall . )

Pio ^Entwickl ung per Wirt schaft

Nun gestatt n Sie mir üb r die Entwicklung der Wirtschaft

in cli -' scm Jc . hr einig " Daten raitzuteilon . Der Konjunkturuujischwung

hat sich auch 1955 noch fort
'

g setzt , wann sich auch das Tempo der

Aufwärts , ntwicklung gege n 1954 w s ^ ntlich v rlangsamt hat , Die

industrielle Produktion ist gog <. n 1957 bis S - .ft mboi 1 ^ 5 . -■ - --ui

215 Proz nt gesti ; g . . .-n , während , si ‘ im gl ichen Mo ne ’c des Vorjah-

r s . rst 196 Proz nt rrsichtc . Di ^ deuerhaf t :; n Gü t r , c Iso die

Investitionsgüter , sind auf 297 Proz nt , die Konsumgüter ober

;.rst auf 145 Proz nt g stiegen , aus dam stärkeren St ig n der

Produktion von Investitionsgütern g ' ganüb r dam weit schwächeren

St igen der Produktion von Konsumgütern reibt sich das Mißver¬

hältnis zwischen dem Anteil d ,-r Unternahm -': r und dom der Aru- iter

und Angestellten am Sozialprodukt des Landes , das ich schon im

Vorjahre nachgewiesen h - b e und das sich seithe r ! ■ ider nicht we¬

sentlich geändert hat . Zu dam gleichen Ergebnis einer ung rechten

Verteilung des Sozialproduktes kommt man , wenn man die Steigerung

der Produktivität , .- Iso der erzeugten Gütermenge j >. Da senaf tigton

mit der
’

Steigerung der Löhn vergleicht . Die Produktivität ist

orr/on 1937 um 20 . 5 Prozent gestiegen . Da nun d er letzte errechnet©

Index der Klinhand . Ispreise 712 Prozent von 1937 ausmacht , der

Index der Nettotariflöhne in Wien ab >r 785 Prozent , rgibt sich,

daß die Löhne den Preisindex um 10 Proz : nt überschritt u n heben.

Während also die erzeugte Gütermenge je Arbeiter oereits um 20 . 5

Proz nt gestiegen ist , sind die Löhne 'Tat um 10 Proz n b woher

als die valorisierte . n Pried nsbezüge . Auch dieser Vergleich z - igt,

daß der Anteil der arb - itnehmer am Sozialprodukt noch geringer

ist , al s cs der erhöhten Produkt iv itä,t mit sprecnen ward c. .

Ar beitsmar kt g ünsti g

Die -Entwicklung am Arb -eit smarkt ist noch immer gansoig . So

wurden irn Oktober diese Jahr s um 85 . 000 u : : sc am .eti _ bc m -. br g=

zählt als im Oktober de s Vorjahres , Auch die Zahl der ArD -. icslo —

sen ist im November dies " s Jahres noch um 23 . 500 geringer < - ls im

November 1954 . Besonders günstig ist die Entwicklung in Vvi t n ?

Während in ganz Österreich die Zahl der Arbeitslosen vom Okuocmr

bis November dieses Jahres immerhin um 16 . 000 ges oi g n iso,
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betrug in Bien di Steig rung im gl ichen Z itabschnitt nur 850

r. ro itslose , also weit mit r dorn Durchschnitt von g nz Öster-

r ich . Bin zweites Beispiel z igt gleichfalls die bessere Lage

in Wien . In Österreich ist seit KL,i dieses Jahres die Zahl der

,h.rb itsloscn wi ' - .-der größer geworden als sie im Jahre 1951 , dem

Jehr d r bi sh .- r g ringsten Arb itslosigk - it war . Wien hält dage-

crn das ganze Jahr 1955 hindurch den St , nd s . iner Arbeitslosen

unnnt rbrochcn unter d r Zahl dir Arbeitslos : n im R ücordjahr 1951.

Auch im November dies • s Jahr - s h b n wir gen den gl ichen Monat

im Jahre 1951 noch um m hr Js 7 . 000 Arb itslose wenig - r . Vien

•hat Iso im Jahre 1955 n us Re ko rd za .hl in für cj. : n •ringsten Ar¬

beitslose nstand seit 1945 aufgestellt , wahrlich rin erfolg an dem

das ständige Bemühen u r Gern ind • , Arb " it zu sch fx n , ihren red¬

lich ' n Antei1 hat.

Mehr Br I m . 11ungsarb ei t e n im kommenden Jah r

Nun noch '" in ort zur Entwicklung der Bauwirtschuft in eien.

Die Bauwirtscbk .ft hat sich in den letzten Ja .hr n stark mechani¬

siert . Bei Ausschreibungen unserer Großbnuten sind im wesentliche n

nur jene Unt . rnehrnung n konkurrenzfähig , die übwr ■■■ine g ; ntig nd

große Z . hl moderner B .iiimascbin - n und üb - r ck s nötige Hilfsmat oria .1

verfügen • Kleiner , e her auch mittlv re Unt - rnehmer ohne ausrei¬

chende t chnische Ausrüstung kommen b i Großb . . ut . n nicht mehr mit.

Nun hat sich in den letzten zwei Jahren gezeigt , daß di großen

Baufirmen so st . rk beschäftigt sind , daß sie Auftrag ■ d -r Genu : inde

nicht m hr rechtzeitig bewältig , n können . Wir wenn schon 1954

nicht mehr imstande , die im N . chtragsbudg " t vorgesehenen Beträge

für den sozialen Y/ohnunsb . u auch tatsächlich zu verbeuon . Auch

. u r mußt i wi dar ein Teil der finanziellen Mixt die für Bonn-

bauten b - stimmt warnn , durch Virements für and re Aufgaben der

Stadt he rang -; zogen Word ^ n , sollten sie nicht wieder so wi im Vor¬

jährig unverw ndet bl - iben .
’Vährmd also di großen B .. ufirmon nich*

m hr imstc .ncö sind uns ; r Ba .uprogramm n ^ b ^ n c! n off nt liehen Bauten

und den Bauten der privaten 'Wirtschaft r chtzeitig , mszuführen,

klagen imiik - r wieder kleiner und mittl re Baufirmen , daß sie ihre;

meist älteren Arb iter nicht ganzjährig beschäftigen können . Sie

sind bei Großbauten nicht konkurrenzfähig , wärm . ber ohne wei-
t r s imstande Renovierungsarb • iton , auch groß rc . n Umia ggs , mit

ihren zur Verfügung stehenden Arb - itskraft ' n und ihren Hilfs¬

material ohneweiters durchzuführen . Da es sinnlos wäre , Beträge
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im Budget zu binden obwohl man woiß , daß si nicht vorbraucht

werden können , haben wir mit dem Bauamt vereinbart , im kommenden

Jahr den Betrag für Wohnhausbauten nur so hoch einzustellen , wie

er auch voraussichtlich , us ge geben werden kann und die so ersparte

Summe in voller Höh für Erhgiltungs - und Ronovi - rungsarb itc . n zu

v 3 rw , nc n . N ur aus dies am G-r . n d e ha .b c n wir den Ansatz für den so¬

zialen Wohnungsbau von 490 Millionen Schilling heuer auf 440 Mil¬

lionen Schilling im nächsten Jahr h rabgc s : tzt , dafür aber die An¬

sätze für Brheltungsarb iton um 51 Millionen Schilling von 150

Millionen Schilling 1955 auf 201 Millionen Schilling für 1956 er¬

höht , . ir erwart r n von dieser Maßnahm , daß nicht nur alle Budget-

ansätze dos Bauamt >s in kommenden Jahr voll ausgcg ob * n werden kön¬

nen , sondern daß auch durch diese Verschiebung des Br uaufwand . es zu¬

gunsten der ' Erhaltungsarbeiten im kommenden Jahr mehr Arbeiter

werden b schaftigt w rden können als heuer . Damit wird auch unser

ständiges Ziel Arbeit zu sch ; ff - n gefördert werden.

Bio Grund lag a n für _
d en _

Vo ran s
_
c

_
hlag

Stadtrat Resch beschäftigte sich dann mit den Grundlagen für

den Voranschlag . Durch die Abtrennung der R . nc ! gemeinden hat Wien

150 . 000 Einwohner verloren , das sind 8 f 5 Prozent der Gesamtbevölke¬

rung sowie zw i Drifte 1 der Bodonflache der Stadt . Trotzdem stehen

die gleich n Einnahmen wie für Groß - Wien nunmehr für das v rklei¬

nerte Wien zur Verfügung , da die zweifellos vorhandenen Einnahme¬

verluste durch die Konjunktur aufgeholt worden konnten . Bei den

Einnahmen wurde der Bund sansatz für die Ertragsanteile übernommen.

Auch die Zahlen für die Gewerbesteuer sind dem Bundesbudg t ent¬

nommen , währ - nd die eigenen Abgaben nach chan letzten Erfahrungs-
ziia . rn v . ransc - lagt wurden , wobei ein Anhalten der Konjunktur an¬

genommen wird . Sie etrat Resch wies darauf hin daß bei den Steuer¬

reformen Wien groß . re V . rluste ' als der Bund aufzuweisen hatte.

Dazu kommun neue - Belastungen , so durch das ASVG 50 Millionen , durch

den Pamilienlc . stanausgleich 51 Millionen Schilling . Dabei stehen

noch große Aufgaben vor aus . Der Ra -f .. r - nt erinnert .: a. n die Verkehrs-

enquete und deren voraussichtliche Auswirkungen , den Bau des All¬

gemeinen Krankenhauses usw . Es sind daher keine weiteren Steuer-

irrhlässc möglich ; allerdings versicherte Stadtrat Resch , daß es

auch keine neuen Steuern oder Steuererhöhungen geben werde.
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Für das neue Gehaltsgesetz hat die Stadt Wien , so wie der Bund,

nichts im Budget vorgesehen . Stadtrat Resch teilt jedoch nicht

den Optimismus des Bundes und rechnet für das kommende Jahr

mit einer neuerlichen Belastung . Aus diesem Grund habe er das

Defizit möglichst herabgedrückt , um die Personalkosten auf zu-

bringen ohne die Arbeitsbeschaffung zu beeinträchtigen.

5 . 5 hilljLarden Gresamtausgafen

Die Gesamteinnahmen im ordentlichen und außerordentlichen

Voranschlag machen 3 * 456 Hillionen Schilling aus . Das sind um

387 Millionen oder 12 . 8 Prozent mehr als für 1955 « Die Gesamt¬

ausgaben betragen 3 . 596 Millionen , das sind um 227 Millionen

oder 6 . 7 Prozent mehr . Das Defizit beträgt daher nur 129

Millionen Schilling , um 160 II llionen weniger als für 1555.

Das Budget kann daher als ausgeglichen betrachtet werden . Hoher

stammen nun die Einnahmen ? Die Ertragsanteile machen 1 . 055 Millio

nen , um 115,5 Millionen mehr aus , die Gemeindeabgaben 992
Millionen , um
E i nnahrn en 1 . 00

34 Millionen,
376 Millionen,
keine reellen

Steig e ru n g d e r

116 Millionen mehr , die Gebühren und sonstigen
8 Millionen , um 55 Millionen mehr , die Darlehen

um 1,5 Millionen mehr , und V/ertdurchführung
um 99 Millionen mehr . Da die Wertdurchführung

Einnahmen darstellt , ergibt sich somit eine echte

Einnahmen von 288 Millionen Schilling.

Die Verhandlungen n um den E inan zaus gleich

Stadtrat Mesch benützte die Gelegenheit , um dem Gemeinde¬

rat auch über die Verhandlungen um den Einanzausgleich zu be¬

richten , der zum . ersten Mal für zwei Jahre abgeschlossen werden
konnte . Zum ersten Mal gab es auch Verhandlungen auf politischer
Ebene , an denen je fünf Delegierte der beiden Koalitionsparteien
teilnahmon . Der Städtebund war nur durch seine sozialistische
Fraktion vertreten , auf Seiten der OVP nur der Gerreindebund . Vom
Bund wurde der Finanzausgleich auf drei Jahre angeboten , wobei
das Bundespräzipuum von 700 Millionen Schilling fallen sollte.
Dafür hätte ein Drittel der Gewerbesteuer , ungefähr 500 Millionen

Schilling , der Bund bekommen . Dazu kam noch die Verschiebung der

Aufteilungsschlüssel einiger gemeinschaftlicher ' Bundessteuern
zugunsten des Bundes , Durch diese Reform hätte der Bund 42 Millio

’ nen Schilling verloren , Dien 16 Millionen , dagegen die Länder
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55 Rillioneii gewonnen und die G- emeinden onne 'dien e ouiialls vi ^ r

Billionen Schilling gewonnen . Dieser Vorschlag wurde abgelehnt,

weil dadurch eine völlige Verschiebung der Ertragsanteile

zwischen Industrie - - und Landgemeinden eingetreten wäre . Der

G- ewerbesteuerausfall träfe vor allem die Industri ©gernej . nden,

während der Regfall des Bundespräzipuums wieder den Landgemeinden

zugute käme . Die sozialistische Fraktion hat erklärt , da 1--' xvCin

längerer Finanzausglcich möglich ist , wenn seine G-runnlagen ver

schoben werden . Der Dinanzminister hat sich daraufhin oeieit—

erklärt , die Grundlagen nicht zu ändern . Der zweite Vorscnlag

war der , daß der Bund allen Landern mit Ausnahme Riens x 15 Schillin,

Zuschuß jo Kopf der Bevölkerung und Jahr gibt , was eine jj e - ■

lastung dies Bundes von GO i . illionen Gedeutete . Die Salinen - -

gemeinden sollten 1 . 000 Schilling jo Beschäftigten erhalten.

Dafür sollte dien selbst allen Landeshauptstädten und allen Ge¬

meinden über 40 . 000 Einwohner auch 15 Schilling pro Kopf zahlen,

was 12 Millionen gekostet hätte . Diesen Versuch des Finanzministe¬

riums , Vien und die Landeshauptstädte aufzuspalten , wurde von der

sozialistischen Fraktion als Diffamierung der Bundeshaupts oadt nei¬

ge lehnt . Es wurde schließlich der Gegenvorschlag gemacht , Don

Kopfquotenausgleich nur für jene Lander durchzufünr ^ n , nie unt ^ i

dem Durchschnitt liegen . Kien erhält zwar dann auch nichts , st ^ nt

aber nicht allein , denn auch in Tirol , Vorarlberg und Salzburg

liegt die Kopfquote über dem Durchschnitt , denn eine Verbesserung

der Länderanteile durchgeführt werden » so 11 , dann müßten auch die

Anteile für die Gemeinden verbessert werden . Ebenso sei das

Bundespräzipuum endlich herabzusetzen , weil sien die Steuerein¬

nahmen ständig zugunsten des Bundes verschieben.

Das Endergebnis brachte schließlich eine Verbesserung a ^ s

Kopfquotenausgleiches für fünf Länder , die Herabsetzung des Lundes

präzipuums auf 685 Millionen und 1 . 200 Schilling je Beschäftigten

der Salinengenminden , sodaß der Bund insgesamt 83 Millionen ver¬

liert , die Länder 70 Killionen und die Gemeinden ohne ••• ion acut

Fillionen gewinnen und schließlich Wien 4,6 Millionen profitiert/.

Der Referent bemerkte zu dem Abschluß dos Finanzausgleicnes noch,

daß Verhandlungen auf Part ei engrundlage nicht günstig seien , denn

die ÖVF ist automatisch Verbündeter des Finanzministeriums,

während die SPÖ — Fraktion allein Länder und Gemeinden vertreten muß

Früher stammten die Länder - und Gern .„ indevortreter von beiden Par¬

teien , sodaß deren Schlagkraft wesentlich stärker war . /
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D '
^ r H irr : nt Gliederte nun dis I ;in nahmen weiter auf • ti i den

cisenen Abgebon stei ; n die G werbe Steuereinnahmen um 80 Million

n -. n , die Lohnst. uer um 25 Millionen , Vergnügungssteuer und Ge-

trankestru - r jo um 5 Millionen . Die Ursachen dafür liegen bei

der Gewerbesteuer in e : r Steigerung dos Gewerbeertrages , bei der

Lohnsteuer in der höheren 3 schäftigtenzahl und der Lohnsteige¬

rung und bei d n Konsumst - uern im höheren Umsatz • Die Gebühren

und sonstigen Linn < hmen steigen um 55 Million n Schilling*

Eine Auf gl i d rung d r G ■ samtausge .be n ergibt im ordentlichen

und außerordentlichen Haushalt einen Personal ; rufwand von i . luf

Millionen Schilling , um 89 Millionen mehr , Ausgaben für den lau¬

fenden Sachaufwand von 1 . 516 Millionen , um 187 Millionen nr . hr,

und Investitionen von 896' Millionen , um 49 Millionen weniger.

Bja mte nbezüge um 14 Pro z nt gestiegen

St . dtrat L sch ging nun . uf die Ansätze der oinzelen Verwal¬

tungsgruppen näher ein . Die Gruppe I , sieht Ausgaben von 397 Mil¬

lionen , um 32 Millionen m hr , vor , j ' doch betrizft di s nur das

Personal der allgemeinen Vergeltung ohne die b triebsmäßigen Ver-

wa 11ungszwei >ge , Der Gosamtp rsona . 1 aufwand betragt wie schon be¬

richtet , 1 . 183 Millionen Schilling , das sind 32 . 9 Proz . nt der

Gesamtausgaben . H uer betrug der Anteil am Budget 32 . 5 Prozent,

S : it dem 1 . Jänn r 1955 ist eine rhöhung der Bezüge der städti¬

schen Dedi nstoten um 14 Proz - nt Ginge tratan . Auf der anderen

Seite konnte der Personenstand n uerlich gesenkt werden . Für 1956

sind 32 . 035 aktive B * di mistet , das sind um 400 weniger , und 14 . -320

Pensionisten , das sind um 260 rn hr , vorgesehen . Der Bund hingegen

sieht 24 . 000 Bedienstete mehr vor , darunter allerdings 12,000

Mi 1 i t ärp e.r s o ne n.

105 Millionen für hohnbauförderung

Die Pinanzgruppe sieht Ausgaben von 356 Millionen Schilling

vor , um 27 Millionen weniger . Für Wohnbaudarlehen sind nur 60

Millionen veranschlagt , um 40 Millionen weniger , da der Bund kei¬

nen Zuschuß aus Budgetmitteln für den Bundes - Wohn - und Siedlungs¬

fonds vorgesehen hat . Falls jedoch der Bund doch noch Zuscnüsse

flüssig macht , dam wird auch die Gemeinde Wien ihren Anteil lei¬

sten . Für die Vohnbauförderung sollen wieder 105 Millionen Schil¬

ling zur Verfügung gestellt werden *,

t
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Der Anlehensdienst erhöht sich um 12 Millionen auf 54 Millionen

wegen der Aufnahme des Anlehensdienstes ausländischer Anlehen*

für unvorgesehene Ausgaben sind wieder 50 Millionen Scnilling

budgetiort.
219 Millionen für kulturelle

^
Z\7eckc_

ür die Verwaltungsgruppe I! , Kultur und Volksbildung .,

sind Ausgaben von 219 Millionen Schilling , ran 19 Millionen mehr,

vorgesehen . Dazu kommt eine Million für die Behebung von

Kriegsschaden an Schulen . Die Ausgaben für aui turangolegenh eit - n

im engeren S i nn sind mi t 10 2 Mil lio nen , um a cht i . il 1 io nen mehr,

veranschlagt . Zum ersteh Mal sind drei Millionen aus der Orts¬

taxe vorgesehen . Bür di - Förderung von Bissensenaft , Kultur und

Volksbildung und für Subventionen wurden 15 ? 5 Millionen einge¬

setzt , davon 2,5 Millionen Schilling aus der Rückvergütung der

Vergnügungssteuer . ( Beifall bei der SBO.) Die Musikleiiranstalten

erhalten einen Zuschuß von sechs Millionen , die Modeschule

1,4 Millionen und die städtischen Bücherei n sechs I illionen,

Alle diese Bor derungsmaß nahmen hat es vor 1950 nicht gegeben.

An Investitionen sind für (die Stadthalle 40 1 illionen , für den

Museums bau acht Millionen und fr den Ausbau o. es otadions vier

Millionen vorgesehen.
In der Schulverwaltung steigt der Gesamtaufwand um 11 Millio¬

nen auf 117 Millionen . Allein für bauliche Brhaltung und

Modernisierung sind 27 Millionen vorgesehen , das sind um 14 Millio¬

nen mehr . Der Aufwand für Berufsschulen steigt um fünf M̂illionen

auf 27 Millionen . An Investitionen sind für die Fortsetzung

von fünf Schulneubauten sieben Millionen vorgesehen . Bür Bücher
und Lehrmittel sind 4,5 Millionen im Budget.

514 Millionen im Dürsorg ^ejoudge t̂

In der Verwaltungsgruppe IV , Bohlfahrtswesen , sind Gesamt¬

ausgaben von 514 Millionen , um 122 Millionen mehr , pr ^ liminiert.

Unter den wichtigeren Ausgabeposten nannte der Referent

59 Millionen Schilling für Kindergärten und Horte , davon neun

Millionen für Neubauten . 12 begonnene Kindergartenbauten weraen

fortgesetzt oder beendet , zwei Kindergarten neu oegonnen,

ebenso zwei Tageserholungsstätten,
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Ein Sri talgart 1 ent kost et täglich . 1 1 0 Schi lling

betr

Die Ausgaben in c! ; r Vare/altang;

en 514 Millionen Schilling im oo m
sundheitswesen,

lillionen nr hr , dazu kom*
}uppe V , &

men 4,5 Millionen für den 1 i _. doraufbau ds s Inf ok tionskrankenhoU-

sqs . Die Gemeinde Wien -rhalt 14 . - 5o Spitals ! : o tn , oazu ^ ommen

6 . 275 Betten in Altersheimen , 2 . 000 Betten für Obdachlose , 2 . 098

Botten in den Erziehungsheimen und 450 Betten in Lshrlingsheimen.

Das kostet alles in allem 694 Millionen Schilling , das sind 38

Millionen mehr . Die t ata schlich " n Einnahmen betragen d , gegen nur

287 Millionen Schilling , sod .. B die Gemeinae • ion aus Steuermit-

toln 407 Millionen zu.schießen muß . Di . . Spito lspati : nt wird im

nächsten Jahr täglich 110 Schilling kosten . Die Krv .nkenk - ssen

zahlen jedoch dafür nur 50 Schilling , die Privatpatienten 58

Schilling.

9D Mi3 - 1 i o n o n f ;i r d e n S t re ß o nb au
v

Die Ausgeben in der Vorvrc ... z ungsgruppe VI , Bauwesen , betragen

675 Millionen , um 20 Millionen weniger . Bau u kommen 6,5 Millionen

für Kriegs Schäden , Brucken — und na ss ' “oio . . a een uno G ' bc „udeGri -ialtung.

In der Verwaltung sgruope vII , B a u p o 1 . 1 z o 11 .1 c he und sonstige tech¬

nische Angelegenheiten sind 57 W . ilionen Schilling Ausgaben vor¬

gesehen , um 7 Millionen mehr dazu 550 . 000 Schilling für Kriegs¬

schäden auf Friedhöfen . Die Ausgaben in dar Gruppe VI sinken we-

, die f "e den Wohnbau weniger ver-

G'

gen der 50 Millionen Schilling,

anscklagt wurden . Dafür steiger

Straßenbau um 17 Millionen auf

ausgaben für Bau - und Banneben'

Schilling , darunter 440 Kiilic;

32 . 7 Prozent der Gesamt ausg : ■bc r

Baug ' - v/erbe und dem Baune b e n ge wcroe zuilachen.

Baubeginn am Laaer Borg - Bad

Beispiel die Ausgaben für den

lilj . icnen Schilling . Die Gesamt-
"ij :2 b otragen 1 . 177 Millionen

n für den sozialen Wohnhausbau•

der Stadt Wien werden also dem

Die V o r \ aal tung s gr um p r: ' V T T Off wö liehe Einrichtungen , hat

einen Gesamtaufwand von 372 Millionen Schilling , um 40 Millionen

mehr . Für die Kanalisation sind 43 Millionen vorgesehen , davon 17

Millionen für Kanalneubaalen*
. /.
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Sie Masserwerke veransciliaren 12 5 Millionen , darunter 20 Millio-
1 .

nen 1ü r de n G ro ßspei cd er i n 1 : eusie d 1 . 1 ' ' l r d i e dt ad 11 s cii e 11 B1 der

sind 57 Millionen vorc . es ehen , darunter als erste Baurate für

das neue SommerBad auf dem Laaer Berg zwei Billionen Schilling,
Bür die Straßenpflege und den fuhrpark wurden 154 Billionen

angenommen.
Die Verwaltungsgruppe IX , Wohnungswesen , sieht Ausgaben

von 216 Billionen Schilling ■o ? UHL w/ei Billionen mehr , vor . Der

Abgang bei der VohnJi . u . serverwaltung steigt infolge der Steigerung
der Erhaltungskosten auf 45 Millionen Schilling . Bei Berück¬

sichtigung der oertabschreiLungen und - der Investitionen ergibt
sich allerdings ein reiner Betriebsabgang von nur 4,5 Millionen.

Dafür konnte der Aufwand für Behebung von Kriegsschulden ver¬

ringert werden.
In der Gruppe X , Y/irtschaf1sangelegenhe iten , betragt der

Gesamtaufwand 85 Millionen Schilling , um sieben Millionen mehr,
für Märkte sind 27 Millionen , für Schlachthöfe 16 Millionen
vorgesehen.

Die :uppe XI , Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten , hat
einen Gesamtaufwand von 145 Millionen , um 2S Millionen mehr.
Dazu kommen 1,5 Millionen für die Behebung von Kriegsschaden
bei der Feuerwehr . Bür die Feuerwehr sind insgesamt 59 Millionen,
um acht Millionen mehr , vorgesehen . Der Aufbau der Feuerwache

Döbling wird begonnen werden . Die Zentrale und die Feuerwache
Ottakring sind bereits fertig . Der Beitrag für die Bundespolizei
ist mit 32 Millionen Schilling unverändert.

31 j ' Erinnerungegfj zum Budget

die bekannt , ist das Budget durch acht Tage zur öffentlichen
Einsicht aufgelegt und jeder Bürger hat das liecht ? dazu Br •

innerungen ab wugeben . Heuer haben 48 Personen Einsi eilt ge norm ' en,
jedoch , nur 31 von ihnen Erinnerungen zum Voranschlag gemacht.
Von diesen wurden wiederum 25 Erinnerungen im Namen von Vereinen
und Verbünden und sechs von Einzelpersonen durchgeführt.
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Große Aufgehen für 1 956

Abschließend führte Stadtrat Resch aus ; " Wie ich schon in mei¬

nen einleitenden Worten ausgeführt habe , werden wir im kommenden

Jahr trotz der Verkleinerung unserer Stadt durch die Ausgemeindung

von 150 . 000 Einwohnern mit Einnahmen rechnen können , die höher

sein werden als die im Jahre 1954 waren , in dem wir noch acht Mona

te 1 ng die Rand .gemeinden besessen hoben . Air verdanken diese gün¬

stige Entwicklung unserer Einnahmen der noch immer ansteigenden

Konjunktur unserer Wirtschaft , die unseren Stand an Beschäftigten

auf eine in Wien noch nie erreichte Höhe gehoben und damit das

erzeugte Spezialprodukt und den Anteil der öffentlichen Wirtschaft
'daran ständig vermehr hat . Aber auch unsere ausgezeichnet organi¬
sierte Abgabenverwaltung , die uns die rechtzeitige und restlose

Einhebung unserer Steuern sichert , ist an dem Erfolg beteiligt.
Wir werden also im nächsten Jahr für das verkleinerte Wien mehr

Geld aufwenden können als 1954 für G-roß - Wien . Unser ständiges Ziel

für die Bevölkerung unserer Stadt Arb it zu schaffen , wird also

auch im nächsten Jahr finanziell gesichert sein . Wir werden aber

sehr darauf achten müssen , die öffentlichen Gelder nicht dorthin

zu lenken , wo durch die Konjunktur bereits alle Reserven an Arbeit

kräften und an Material erschöpft sind , um nicht die folgen einer

Überkonjunktur , das Ansteigen der Preise , hervorzurufen . Wir wer¬
den uns auch weiterhin bemühen müssen , die Arbeiten so zu vergeben
daß Saisonspitzen nach Möglichkeit vermieden werden und die Winter

arbeitslosigkeit auf das geringstmögliche Maß h rabgedrückt wird.
Wir h b n noch große Aufgaben vor uns , um unser Ziel , Wien

zu einer Weltstadt zu machen und seiner Bevölkerung ständig Arbeit
zu beschaffen , zu erfüllen . Der Abzug der Besatzungsmächte hat auf
dem Wohnungsmarkt nicht die Erleichterung gebracht,die wir uns
erhofft haben . Man muß im Gegenteil befürchten , daß die Aufhebung
der Zwangseinmietungen durch eine Bo satzungsmacht die Zahl der

dringlichen Wohnungsanforderungen neuerlich erhöhen wird . Wir müs¬
sen daher unter Ausnützung der vollen Kapazität unserer Bauwirt-
sehe .ft den Wohnungsbau fortsetzen , wobei ich nur bedauere,daß die

Verschiebung des Wohnungsbaues vom sozialen Wohnungsbau der Stadt¬

verwaltung zumpge -n0-S.senschaitliehen Wohnungsbau , den ich im Vor¬
jahr als einp erfreuliche finanzielle Erleichterung für die Stadt
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begrüßt habe , durch die Streichung der Zuschüsse des Bundes Bür

den Bundes - Wohn - und Siedlungsfonds einen Rückschlag erlitten hai.

Wir werden aber auch den immer noch ansteigenden Drang rach moder¬

nen und gesünderen Wohnungen dadurch abzustoppen versuchen müssen >

daß wir durch eine großzügige Kr ^ ditaktion für die Modernisierung

unserer Altwohnungen diese wohnlicher gestalten , wir haben in bien

noch 21 . 000 Wohnungen , in deren Häusern -kein Wasser eingeleitet

ist und 315 . 000 Wohnungen , die das Wasser nur am Dang haben . Mehr

als 51 Prozent aller Wohnungen Wiens haben also kein Wasser inner*

halb der Wohnung . Kaltes und warmes Wasser innerhalb d - r Wohnung

ist aber wohl das primitivste Erfordernis für ein hygienisch ein¬

wandfreies Heim . Da allein die Zu - und Ableitung für ■Wasser vom

Gang in die Wohnung mindesten 3 . 000 S je Wohnung kostet , wird

diese Mindestverbessorung des vorhandenen Wohnraumes einen Betrag

von rund einer Milliarde Schilling erfordern , eine Summe , die bei

der derzeitigen Beanpsruchung des Kapitalmarktes in Österreich

nur in einem längeren Zeitraum aufzubringen sein wird . Wenn ich

noch die Aufgaben erwähne , die uns die Verkehrsenquete auferlegt

hat und den Neubau des Wiener Allgemeinen Krankenhauses , über des¬

sen Kostenteilung es endlich zwischen Bund und Gemeinde zu

einer vorläufig nur für den ersten Umbau geltenden Vereinbarung

gekommen ist - jeder Partner soll die Hälfte zahlen - und der

gleichfalls hunderte von Millionen erfordern wird , glaube ich

gezeigt zu haben , wie groß die Aufgaben sind , die unser noch har¬

ren . Wir wollen und wir werden sie lösen , wenn wir so v/ie bisher

weiterhin mit unseren Geldern sparsamst umgehen und uns nicht von

verantwortungslosen Hinauf lizitierern in unnötige Aufwendungen
hineinhetzen lassen . Wir wissen , daß unsere gesteckten Ziele nur

schwer zu erreichen sein werden und viel Geld und damit vier Aut,

Verantwortung für ernste Beschlüsse zu übernehmen , erfordern wer¬

den . Die Mehrheitspartei dieses Hauses ist bereit diese ihre groß ''

Verantwortung zu übernehmen und sie ist auch bereit sie mim allen

zu teilen , die gleich ihr gewillt sind , nicht kleinlichen politi¬
schen Tageserfolgon nachzujagen - die übrigens über Nacht wieder

verg - ssen werden - sondern die mithelfen wollen , um in ornscer
Arbeit die großen Ziele , die wir uns gesteckt haben , zu : ;.rrm .. M

und die den Mut hw.be n,
TT irantwortung zu tragen , auch dann , wenn es

ä / O
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nicht gerade populär ist . Renn wir aber mit viel Muhe und viel

Heiß das große Ziel , Wien zu einer modernen Weltstadt zu machen,

cW; ren Bewohner ständig Arbeit und einen anständigen Verdienst

haben , crr . icht haben werden , bin ich sicher , daß es das Volk von

Wien jenen dank n wird , die diese Arbeit geleistet haben ! " ( Lang-

anhaltender starker Beifall . )

D ie Goneraldoba11e

Als erster Dcbatteroäner bcschäftigie sich GR . Lauscher ( VO)

mit der Entwicklung nach dem Abschluß des Staatsvertrages , durch

den nun die Gemeinde Wien wieder in die Lage versetzt wird , ihren

Haushalt frei zu bestellen . Die überwältigende Mehrheit , betonte

er , begrüßte die Unterzeichnung des Staatsvertrages und die dar¬

auf folgende Neutralitätserklärung . Ls werde allgemein mit Zustim¬

mung zur Kenntnis genommen , daß nicht die Politik der Stärke ge¬

siegt hebe und daß damit für die Lrhaltung des Friedens viel ge¬

leistet wurde . Der Wiener Gemeinderat müsse nun seine Aufgabe

darin erblicken , überall mitzuhelfen , die Beziehungen zwischen

West und Ost weiter zu stärken . Er verlangt im Zusammenhang einen

intensiveren Ausbau des Handels mit dem Osten und stärkere kul¬

turelle Beziehungen zur Sowjetunion . Ls werde die Aufgabe des Wie

nor Gemeinderate ? sein , die verfassungsmäßig verankerte Neutrali¬

tät .Österreichs ebenso zu verteidigen wie seine wirtschaftliche

Selbständigkeit . Die österr ichisehe Erdölwirtschaft hat in die¬

sem Sinne auch Wien mit billigem Erdöl und Erdgas zu versorgen.
Per Redner betont , daß die Sowjetunion zur Freude aller Österrei¬

ch r di . von ihr v erwaIteten 1rdölgsbiete dem östcr r eichischen

Staat übergeben hat . Fr v rweist darauf , daß gegenwärtig Versuche

unternommen werden , die wichtigsten Teile der Schürfanlagen west¬

lichen Int cross nten zukommen zu 1 ssen . Hinter der NiogasgascIl¬
se haft verbergen sich ausländische Konzerne , die unsere Brdölwirt

Schaft umbringen wollen . Solche Pläne bezeichnet er als eine

ernste Gefahr für die Neutralität und stellt de .her den Resolu¬

tionsantrag . der Gemeinderat solle sich für die Verstaatlichung
der gesamten östcrroichischen Min ralWirtschaft einsetzen und

gegen die Vergebung der Schürfrechte an die Niogas protestieren.
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Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen fordert er die Be¬

seitigung des Bundespräzipuums . Lr verweist darauf , daß man bis

jetzt verschiedene Forderungen der Vö zu Dunsten der arbeitenden

Bevölkerung mit dem Hinweis abgelehnt habe , daß die Rohstoff¬

basis des Landes in fremden Händen wäre . Die Unternehmer wollen

aber auch unter den neuen Verhältnissen die Arbeitnehmer weiter¬

hin um ihren gerechten Anteil am Sozialprodukt prellen , Ihre

Argumentationen stehen im Widerspruch zu den Tatsachen.
Der Redner gibt dann einen Überblick über die gegenwärtigen

Durchschnittsreallöhne , die , wie er sagt , trotz der erhöhten

Produktion geringer sind als 1937 . Im Zusammenhang setzt er

sich für die Erfüllung der Straßenbahnerforderungen ein , die,
wie er ausführte , bereits auf dem Gewerkschaftskongreß der

Gerneindebediensteten einstimmig . beschlossen wurden.
Er spricht sich unter anderem dafür aus , man solle die

Möbel der Lebedenko - Sehenkung den Benutzern endlich zur Gänze

ohne Kietenzahlungen zuweisen . Er erinnert an den seinerzeitigen
Appell an den Bürgermeister , sich gegen die Freilassung
Sanitzers einzusetzen und stellt eine n Re solution santrag,
der Gemeinderat solle gegen die Freilassung des Gestapomannes
protestieren . Er nimmt Stellung gegen die Diskriminierung und Ver¬
haftung österreichischer Freiheitskämpfer und fordert die
demokratische Bevölkerung zur Wachsamkeit auf.

Auf die Budgetvorlage eingehend , meint er , es wären noch
viele Anliegen der Bevölkerung zu erfüllen , vor allem die Be¬

seitigung der Wohnungsnot durch Verstärkung des sozialen

Wohnungsbaues . Er bestreite nicht , daß auf diesem Gebiete viel

geleistet wurde , spricht sich aber gegen die Verringerung der
Ansätze für den sozialen Wohnungsbau aus . Der Redner stellt
die Frage , was bisher für die Sanierung der Althäuser ge¬
schehen ist und verweist auf dan seinerzeitigen Antrag zur
Schaffung des Zentralreparaturausgleichfonds . Die Verkehrs¬

enquete habe eine Reihe brauchbarer Vorschläge entwickelt und
der Redner verlangt ihre baldigste Erfüllung . Er setzt sich
für die Schaffung des zweiten Stadtbahnringes ein und verlangt
eine soziale TarifPolitik bei den Verkehrsbetrieben , so die
'
■■iedereinführung des Kurzstreckentarifes und die Verbilligung der
Sonntagsrückfahrscheine . . /.
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Br bschalt igto sich auch mit der Spitals not , dem Bo 'ütennmngex

und dem unmöglichen Zustand dos Allgemeinen Krankenhauses und

meint , daß sich über die Baupläne des Allgemeinen Krameonnaus ^ s

im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht einmal noch die M - dizmer und

die Baufachleute einig sind . Br verlangt , die Gemeinde Vien möge

sich mehr am Kulturaustausch zwischen den Völkern beteiligen und

wendet sich gegen d , n Import von Schundbüchern und Scn .undj . ilir . un,

Abschließend erklärt er , daß seine . Fraktion jede lorischnttlicne

Kommunalpo 1 itik unterstützen werde.

GR , Zink ( ÖVP ) bezeichnet die seit Jahren immer wi Verkeh¬

renden pessimistischen Anschauungen und Vorwürfe des Imanzreio-

renten auch für das kommende Jahr als unbegründet . So werden me

Einnahmen der Stadt Vien aus den gemeinschaftlichen Bund csabgaber

allein 50 . 4 Prozent aller Einnahmen der Stadt ausmachen . Auch dxe

eigenen Einnahmen , vor allem die Ansätze der Gewerbe - und Bohnere:

mensteuer erhöhen sich und betragen 720 Millionen Schilling , Bar

Redner bezeichnet die Höhe der Gewerbesteuer als eine Geiahr nur

die kleinen Existenzen . Von den 90 . 000 Mitgliedern der Wiener Kr

mar heben rund 35 . 000 ein Jahreseinkommen von weniger als 13 .,006

Schilling . Seine Fraktion fordert daher die Einberufung , ein

Enquete über die Gemeindesteuern , auf der der gesamte £ teile nkom¬

plex , insbesondere die Frage der Gewerbesteuer einer Beratung uro

Überprüfung unterzogen werden soll . Eer Redner tritt ferner zur

eine Revision der Zinsen bei den Gehaltsvorschüssen e;

als zu hoch bezeichnet , Nicht unerwähnt dürfe bleiben

aus dem Vohnungswiederaufbaufonds in Vien 31 . 000 Wo azurn

den letzten zehn Jahren neugcbaut und 43 . 000 Wohnungen :

setzt wurden . Aus den Mitteln des Bund es - Wohn - und B

wurden mehr als 5 . 000 Wohnungen neu geschaffen . Eer Bur
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Bei den veranschlagten Ausgaben haben sich kaum nennens¬

werte Verschiebungen ergeben . Als zu gering bezeichnet er die

Ansätze für Planungen . Durch die Finanzierung von Großbau¬

vorhaben durch Kredite müßte es möglich sein , Lasten , die unserer

Generation durch zwei Kriege erwachsen sind , zu mildern , bin

großangelegter Finanzplan , der den städtebaulichen und verkehrs¬

technischen Fragen entspricht , müßte geschaffen werde n . Der

Redner richtet an Stadtrat Resch die Frage , wie hoch die Rück¬

lagen sind . Es gehe nicht an , große Rücklagen zu schaffen und

aus den Bewohnern unserer Stadt immer mehr herauszupressen.

Der Redner fordert eine Änderung auf dem Gebiete der Aufnahme—

Politik . Als unhaltbaren Zustand bezeichnet er , daß zum Beispiel

ein Pflegekind , das in einem Heim untergebracht ist , der Stadt

Wien jährlich 10 . 400 Schilling kostet ? für ein Kind aber , das

in privater Familienpflege ist , die Pflegeeltern nur 3 * ö00

Schilling jährlich erhalten . Als ein großes und ent scheidendes

Problem unserer Stadt bezeichnet der Redner die Geburtenarmut.

Wien sei bereits die geburtenärmste Großstadt der Welt geworden.
In Wien machen die Haushalte mit nur ein bis drei Personen

84 Prozent aller Haushalte aus . In rund 25 Jahren würde es bei

einem gleichbleibenden Geburtenrückgang um 400 . 000 Kinder und

um 100 . 000 Berufstätige weniger , aber um 300 . 000 Rentner und

Pensionisten mehr geben . Das heißt also , daß nach diesen Zahlen

Wien in 130 Jahren ausgestorben sein müßte . Es muß daher alles

getan v/erden , um die Geburtenfreudigkeit wieder zu heben . Zehn¬

tausende hätten gerne Kinder , sind aber nicht in der Lage , sie

menschenwürdig zu erhalten . Der Redner tritt in diesem Zusammen¬

hang für die Gewährung von Ehestandsdarlehen , Geburtonbeihilfen,
den Bau von familiengerechten Wohnungen , Tarifermäßigungen usw.
ein . Ein weiteres dringendes Problem sei der Ausbau Wiens zu
einer wahrhaft geistigen Metropole . Die Verwaltung dieser Stadt
habe die Pflicht , die einmalige Chance , die Erbe und Begabung
auf diesem Gebiete geschaffen haben , zu wahren . 220 Millionen

Schilling als Ansatz für Kultur seimi daher mehr als gering.
Vieles wäre auf dem Sektor der Nachwuchspflege , der Begabten¬
förderung , des Körpersportes,und auf dem Gebiete des Theaters
zu tun . Die dritte Forderung , die wohl von den Sozialisten ge¬
stellt , aber bisher nicht erfüllt wurde , sei die , Wien wieder zur
'Weltstadt zu machen . . / •
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Hierzu gehört aber mehr als die Regulierung einiger Straßen , der

Bau von Brücken oder ähnlichem . Der Redner tritt füi ? den Bau einer

U - Bahn , den Ausbau eines modernen Flughaf ms und den Bau eines

allen Anforderungen entsprechenden Donauhafens ein . Diese Maßnah¬

men und eine vernünftige Steuerpolitik müßten Wien wieder zur

Weltstadt machen . Abschließend tritt Gemeinderat Zink für ei ' e

gute Zusammenarbeit zwischen den Parteien ein , denn nur dann könne

Österreich in sine neue Epoche seiner Geschichte eintreten , in

der die Freiheit und die Würde des Menschen gewährleistet werden.

( Beifall bei der ÖVP . )

GR . Dr . S c>swinslri ( VO ) bezeichnet das vorliegende Budget als

ein getreues Spiegelbild der politischen und wirtschaftlichen Ver¬

hältnisse unserer Republik . Die Arbeiterklesse und alle die von

der Hände Arbeit

beutet . Man ist

leben , werden von den Kapitalisten maßlos ausgo-

stolz darauf , daß die Zahl der Beschäftigten ge¬

waltig gestiegen ist , aber die Löhne , die gezahlt werden , gehören

zu den schlechtesten in Europa . Kann sich der Arbeiter , so fragte

der Redner , entsprechend der Konjunktur Anschaffungen über das

unbedingt notwendige Ausmaß hinaus leisten ? Nein ! Und die Stadt

Wien unternimmt nichts , um die in Zeiten der Konjunktur möglichen

Leistungen zu vollbringen . Dr . Soswinski stellte den Antrag , im

kommenden Jahr alle Vorarbeiten durchzuführen , um eine Wiederein¬

führung des Steuersystems zu ermöglichen , wie es zur Zeit Breit-

ners bestanden hat . Dabei sind besonders jene Steuern zu berück¬

sichtigen , die den Luxus und das Wohlleben der Millionenverdiener

treffen.

Der Redner übte dann im einzelnen Kritik an der Finanzpolitik

der Stadt Wien , die vor den Angriffen des Kapitals und seines

Finanzministers zurückweicht , Einer solchen Finanzpolitik könne

die VO die Zustimmung nicht geben.
GR . Sigmund ( SPÖ ) beschäftigt sich zunächst mit den Ausfüh¬

rungen sein ,r Vorredner , GR , Zink habe davon gesprochen , daß man

die Vergangenheit nicht verleugnen dürfe.
/
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Gleichzeitig habe er zum Beispiel gesagt * daß sich die OVr

mit aller Leidenschaft gegen die Verstaatlichung und gegen die

Kommunalisierung wendet . Dem hält der Redner einen Ausspruch

von Bürgermeister Lueger entgegen , der gesagt hat , daß das , was

im öffentlichen Interesse gewesen ist , auch von öffentlichen

Organen verwaltet werden soll . Der Redner der ÖVP hat auch alle

Fortschritte und Errungenschaften , die seit 1945 in unserer

Stadt erreicht wurden , negiert . Man könne freilich in jedem

Budget negative Seiten finden , 'weil die zehn Jahre nicht genügt

haben , um alles zu beseitigen , was der Faschismus an Unglück

über das österreichische Volk gebracht hat#

Was das Geburtenproblem anbelangt , sollten wir doch nicht

immer nur die Jugend anklagen , man sollte vielmehr auch sehen,

unter welchen Umständen die Jugend heranwachsen muß * Helfen

Sie mit , sagte Gemeinderat Sigmund , daß viel - Wohnungen gebaut

werden , noch mehr Wohnungen als bisher , damit wir der Jugend

genug Heime geben können . Ich bin überzeugt , daß es dann auch

besser wird * Der Redner teilte auch nicht die Befürchtung von

Gemeinderat Zink , daß die Stadt Wien in absehbarer Zeit ausge¬

storben sein werde . Wenn aber doch , so meinte Gemeinderat

Sigmund ironisch , so woltevr hoffen , daß sich dann wenigstens

einer aus Hi ederösterreic li findet , der den letzten wiener begräbt

Der Redner legte auch hn Bekenntnis zur Koalition ab * Venn

die letzten zehn Jahre gezeigt haben , daß die Zusammenarbeit

der beiden großen Parteien den Weg zu Freiheit und Wohlstand

bedeuten , dann wäre cs Vermessenheit , ausgerechnet in dem Augen¬

blick , in dem wir frei geworden sind , diesen Weg zu verlassen.

Zu den Ausführungen des ÖVP - Redners über die Verkehrs¬

enquete und ihre Empfehlungen bemerkte der Redner , daß die

Kommissionen der Enquete durchaus zu Beschlüssen gekommen sind,
die auf der Linie Lagen , die die Mehrheit in diesem Hause

dauernd vertreten hat.
Zu dem Vorwurf , der Voranschlag wäre ein " Routinebudget " ,

sagte der Redner , man sollte ehrliche Arbeit dort anerkennen , wo

sie geleistet wird . Die Sozialisten .jedenfalls anerkennen , daß

ungeheuer viel Fleiß in diesem Budget eingearbeitet ist und daß

diesem Budget der Charakter eines Sozialisten aufgedrückt wurde,
auf den wir stolz sind -. * /.
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Die Sozialisten heben den Wählern versprochen , sagte GR,

Sigmund , aus dem schwer zerstörten Wien eine Stadt zu machen , in

der es schön zu leben ist . Er zitiert einen Leitartikel des

Österreich "
, der sich mit der Ausgestaltung der Mariahilfer Straße

und dem Aufbau der großen Staatstheater beschäftigt . Er erklärte,

die Sozialisten anerkennen jede Leistung , die zum Ausbau Wiens

beiträgt , und freuen sich über jeden Erfolg , ohne daoei die An¬

sicht zu verschweigen , daß wir noch lange nicht am Ende unserer

Arbeit sind . Wir alle bemühen uns , sagte er , das Rezept zu fincen,

wie man das vorhandene Geld aufteilen soll , um alles uufzuoauen,

was die Stadt benötigt,
GR . Sigmund stellt dann das Wien vor dem ersten Weltkrieg

der Gegenwart gegenüber und erklärt , man müsse zugeben , daß nie

so viel für die arbeitenden Menschen geleistet wurde als in der

letzten Jahren . Ein ungeheurer Wandel hübe sich vollzog 0

letzten fünfzig Jahren ist das Durchschnittslebensalter um mehr

als zwanzig Jahre angewachsen und man muß sich die Frage stellen,

ob auch nicht in dieser Tatsache ein Teil der Schwierigkeiten der

Gegenwart liege . Er sei nicht unbedingt gegen die Aufnahme von

Krediten , die zum gewissem Teil die nächste Generation belasten

könnten , doch gibt er der Überzeugung Ausdruck , daß auch jede zu¬

künftige Generation genug Probleme zu lösen halben wird * In Wirr,

hat man zum Beispiel nach 1913 darzulegen versucht -
, wie man nach

den damaligen Möglichkeiten Fragen ‘ des Wohnens lösen sollte , ^ .nn

hat durch den Bau von besseren Wohnungen erreicht , daß heute die

Zimmer - Küche - Wohnung , das gemeinsame Klosett für viele Mieter,

usw , nicht mehr genügen . Wir hatten nach dem Krieg dos r‘- ’1

lichkeiten zu einer rascheren Entwicklung vorzufinden , Wr ir ha : m,

gemeinsam die Verantwortung getragen und sollten auf die Zusammen *.
+ nicht verzichten solange sich nicht etwas Bessero -' S oiecei .-

Abschließend erwiderte er kurz auf die Ausführungen von eR

Lauscher und stellte fest , daß die Kommunistische Partei in den

vergangenen Jahren mindestens im gleichen Maß wie die anderen

österreichischen Parteien die Möglichkeit besaß , den Wählern zu

sagen , was sie zu tun beabsichtige . Trotz der Gleichstellung is

es ihr aber nie gelungen , über die fünf Prozent der abgegebenen

Wählerstimmen zu kommen , ( Zwischenruf GR . Lauschers uir haben

Geduld ! Allgemeine Heiterkeit . ) ■ •
/

» /
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GR . Sigmund schloß seine Rede * indem er den Glauben an die

Zukunft Kiens zum Ausdruck brachte , die Stadt für die wir alle

eintreten müssen , um sie größer , schöner und reicher zu machen«

Seine Fraktion , sagte er , wird den Budgetansätzen zustimmen.

( S tarker B eifall . )
Stadtrat Resch bezeichnet die von - GR . Lauscher eingebrachten

Anträge als rein politisch und als nicht in den Gemeinderat ge¬

hörend , bittet jedoch trotzdem , die beiden Anträge dem Magistrat

zur Behandlung zuzuweisen . Zur Drage des GR . Lauscher , was die

Gemeinde Kien zur Rohnhäusererhaltung getan habe , ist zu sagen,

daß auf diesem Gebiet sehr viel geschehen ist . Die Gemeinde hat

durch die Übernahme der Haftung die Gewährung von Krediten

durch die Zentralsparkasse ermöglicht . Außerdem hat sie sich

verpflichtet , bei jenen H nsern , bei denen durch die Reparatur¬

kosten der Driedenszins sich über 3 . 50 Kronen erhöhen würde,
zinsenlose Darlehen zu gewähren , um die Mietzinse erträglich

zu halten . Die Schaffung eines Ausgleichsfonds wäre jedoch nur

durch ein Bundesgesetz möglich . Die Dorderung nach mehr Wohnungen,

mehr Kindergärten , mehr Horten und mehr Krankenhäusern be¬

zeichnet Stadtrat Resch als eine Lizitationspolitik und als

nicht sehr verantwortungsvoll , solange man nicht gleichzeitig
in der Lage ist , die Mittel hierfür bereitzustellen . Stadtrat

Resch gellt sodann auf die Ausführungen des GR . Zink ein . Zur

Behauptung , daß die Ansätze immer pessimistisch erstellt wurden,
ist zu sagen , daß jeder Rinanzreferent sein Budget vorsichtig
erstellt . Das gilt nicht nur für Wien , sondern auch für den
Lund und die Länder und Gemeinden . Beim Bund wurden im Jahr 1954
Milliarden Rücklagen angehäuft . Zur Reststellung , daß die
Gewerbesteuer eine unerträgliche Last bedeute und sich unge¬
heuer erhöht habe , ist zu sagen , daß dieses Anwachsen der

Gewerbesteuererträgnisse nicht durch eine Erhöhung des Steuer¬
satzes , sondern durch ein Anwachsen der Gewerbe ertrage einge¬
treten ist . Er sei jedoch gerne bereit , Unternehmungen mit einem
Einkommen bis zu 72 . 000 Schilling in der Gewerbesteuerleistung
noch mehr als bis jetzt zu begünstigen , wenn die sich daraus

ergebenden Mindereinnahmen bei den Unternehmungen mit höheren
Einnahmen hereingebracht würden . ( Beifall bei der SRO . )

/
* / *
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Pr glaube jedoch vielmehr , daß die Wünsche der ÖVP dahingehen,

die Steuerträge der Gemeinde zu schmälern und damit die Leistun¬

gen der Stadtverwaltung zu verringern . Der Bund gibt bei den von

GR . Zink zitierten Zuschüssen der Gemeinde Wien nicht mehr als

allen anderen Ländern und Gemeinden . Als 1948 der Finanzausgleich

beschlossen wurde , war der Anteil des Bundes an den gemeinschaft¬
lichen Steuern 49 Prozent , heute bekommt der Bund jedoch durch die

ständige Verschlechterung des Finanzausgleiches zu ungunsten der

Länder und Gemeinden 67 Proz : nt . Der Versuch , den Bund als Mäzen

der St : . . dt hinzustellen , ist also fehl am Platze , Zur immer wieder¬

kehrenden Forderung auf Anufnähme von Anleihen ist zu sagen , daß

für einmalige große Aufgaben der Anleiheweg der richtige ist . Der

normale soziale Wohnungsbau ist nicht eine einmalige Angelegenheit
sondern eine dauernde Verpflichtung der Stadt Wien und verursacht

dauernde Ausgaben . Das schließt jedoch nicht aus , daß für ein ein¬

maliges zusätzliches Wohnbauprogramm Anleihen aufgenommen werden

sollen . Es bestand in der Vergangenheit noch keine Notwendigkeit,
Anleihen aufzunehmen . Auß ' rdom hätten sich im Ausland kaum Geld¬

geber gefunden . Die in Wien möglichen Anleihen hätten jedoch nur
mit Zinsen von 8 Prozent und mehr aufgenommen werden können . Das

erschien jedoch untragbar.

Bezüglich der U- Bahn hat die Kommission V der Verkehrsenquete
festgestellt , daß zum augenblicklichen Zeitpunkt eine U - Bahn noch
nicht zwingend erforderlich ist . Vorbereitungen und Untersuchungen
sollen jedoch gemacht werden . Die Rücklage der Gemeinde Wien be¬

trug am 31 . Dezember 1954 753 Millionen Schilling . Sie hat sich
also nicht wesentlich erhöht und v/ird 1955 eher sinken . Stadtrat
Resch bittet die Vertreter der Österreichischen Volkspartei auch
den Finanzminister zu bewegen , seine Zahlen über die Rücklagen an¬
zugeben . Für die Gemeinde Wien sei eine Rücklage in dieser Höhe
durchaus gerechtfertigt,

Zur Frage des Geburtenrückganges richtet Stadtrat Resch an
die Fraktion der ÖVP das dringende Ersuchen , der Kammer der gewerb¬
lichen Wirtschaft mitzuteilen , daß viele Familien aus sozialen
Gründen keine Kinder haben , und der Kammer begreiflich zu machen,
daß man wegen einer zweiprozenti 'gen Lohnerhöhung nicht die ganze
' •' irtschaft und die Währung eines Landes in Gefahr bringen darf.

/
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X) ie Gemeinde Wien wird iiire Mithilfe zur Lösung dieses Problems

liundertprozentig erfül 1 en.
Zum Vorwurf der zu geringen Ansätze für Kultur ist zu

sagen , daß Wien jeden Vergleich mit den Kulturausgaben anderer

Städte aushalten kann . Nie wurden Privattheater mit Millionen-

betragen unterstützt wie jetzt durch die Gemeinde -. /ien . mur

Forderung nach guter Zusammenarbeit der Koalitionsparteien ver¬

wies Stadtrat Resch auf das Verhalten der Österreichischen

Volkspartei anläßlich der Tarifregulierungen und bezeichnete

dieses als ausgesprochen koalitionswidrig . Zur Forderung des

CvR . Dr . Soswinski ist zu sagen , daß das Finanzverfassungsgesetz

uns daran hindert , das Finanzgesetz aus der Zeit Stadtrat

Ereitners wieder in die Wirklichkeit umzusetzen.

Abschließend gibt Stadtrat Resch der Zuversicht Ausdruck,

daß auch dieses Budget f r 1955 mitwirken und mithelfen wird,

daß für die Bevölkerung dieser Stadt Arbeit geschaffen wird

und anständige Löhne bezahlt werden können . Er glaubt , dab das

Budget beitragen wird und muß , das große Ziel , Wien zu einer

Weltstadt zu machen , zu erreichen * Üble Nachrede und Kleinlicn—

reit können dieses Ziel verrücken , seine Fraktion jedoch nicht

von diesem Ziel abbringen . Der gerade Weg der letzten zehn

Jahre wird weiterhin gegangen werden , um in kürzester Frist

das gesteckte Ziel zu erreichen . ( Starker Beifall bei der SPö . )

Bei der Abstimmung wur de n die Ansätze des Kapitels II

gegen die Stimmen der VO angenommen . Die Anträge des GR . Lauscnei

wurden dem Magistrat zur Behandlung zugewiesen , der Antrag des

GR . Dr * Soswinski wurde abgelehnt.
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Nur 6 . 000 Schreibtischbeamt e_ bei der G- em einde

Über die Gruppe I , P
_
ers

_
o

_naJ - an ^ le
^ge n̂lie

_
ite n̂ , Verwaltungs - und

Betriebsreform , referierte Stadtrat Dr . Hig _
sch ( SPö ) . 1955 war

ein schweres Jahr . Die Personalverwaltung war durchwegs mit den

Problemen beschäftigt , die sich aus den G- ehaltsforderungen der
öffentlich Angestellten ergeben haben . Die Bezüge der Beamten
sind bekanntlich bei inflationistischen Prozessen als erste
betroffen , während die Beamten - umgekehrt die letzten sind , die
ihre Bezüge nachziehen können . So war es immer und so ist es
auch heute.

Da die österreichische Wirtschaft in den letzten Jahren
zweifelsohne eine sichere Grundlage gewonnen hat , war es selbst¬
verständlich , daß im abgelaufenen Jahr die öffentlich Ange¬
stellten die Nachsiebung ihrer Gehälter begehrten . Dazu kamen
noch zahlreiche Gruppenwunsche und Forderungen . In nüchternen
Zahlen : Der Gemeinderatsausschuß I mußte sich mit 661 Vorlagen
beschäftigen , die nicht individuelle Personalangelegenheiten
betrafen . In der Personalkömmission gab es 1 . 053 Vorlagen.

Den Umfang , die Schwierigkeiten und die Größe der Arbeit
kann man schon aus den wichtigsten Neuregelungen eikennen . So
wurde die Dienstanweisung für in Ausbildung stehende Arzte
novelliert , es wurden die üebenbezüge neu geregelt , der Kollektiv¬
vertrag bei der Gewista neu gefaßt und in Anlehnung an den Bund
die Gewährung besonderer Personalzulagen beschlossen . In letzter
Zeit gab es die einmalige Sonderzahlung . Ferner wurden die Stunden¬
löhne für Saisonarbeiter erhöht , der Kollektivvertrag für land¬
wirtschaftliche Betriebe erneuert und eine Gehaltsordnung für die
Arzte des Rettungsdienstes geschaffen . Hervorzuheben sind noch
die Reglung der Entlohnung dur nebenberuflichen Vertragsärzte , die
Erhöhung der Bauzulagen und der Ergiebigkeitsprämien in der
Hauptwerkstätte bei der Straßenbahn.

Aus all dem ergibt sieh ein Lehraufwand gegenüber dem Voran¬
schlag 1955 von 211,8 Millionen Schilling . Die Gemeinde hat die
Löhne und Gehälter ihrer Arbeiter und Angestellten in diesem Jahr
im Durchschnitt um 14 . 9 Prozent erhöht . Schon diese Zahl zeigt,daß die Gemeinde Wien bestrebt ist , ihre Arbeiter und Angestellten
am Ertrag der Volkswirtschaft entsprechend zu beteiligen . Die
Stadt Wien hat also ihr Ziel und ihren Willen » ein sozialer Dienst - *
geber zu sein , auch in diesem Jahr voll und ganz erfüllt . /
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Daneben hat sich die Personalverwaltung auch um die fachliche

Ausbildung der Angestellten und Bediensteten bemüht * Die AusGil¬

lung s kur se wurden von 766 Bediensteten besucht . 15 / davon haben

ihre Bachprüfung mit Auszeichnung absolviert . Die Verwaltungsaka¬

demie hielt 19 Kurse mit 834 Teilnehmern ab . Daneben wurden noch

gemeinsam mit der Gewerkschaft Fortbildungskurse verunstaltet.

Die Gemeinde war auch bemüht , daß Streben nach höherer Lei¬

stung entsprechend zu belohnen . 316 Bedienstete wurden befördert,

davon 255 als Anerkennung für ihre besonderen Leistungen . Für die

Verbesserung der Diensträume und Kanzleieinrichtungen wurden 16,9

Millionen Schilling ausgegeben.
Im Zusammenhang mit Fragen der V -v rwaltungsreiorm wies der

R: ferent besonders darauf hin , daß von den 32 . 700 Angestellten des

Magistrates nur knapp 6 . 000 echte Schreibtischbeamte sind . Wenn

man von Verwaltungsreform spricht , dann meint man gewöhnlich die

Einschränkung der Schreibtischarbeit . Hier hat die Gemeinde ; ien

ein seit vielen Jahren ausgezeichnet wirkendes System im Büroinspe

torat und im Personaleinsatz , überflüssiges Personal wird aogezo-

gpn und dorthin geleitet , wo es benötigt wird . Durch dieses System

konnte auch tatsächlich , wie Stad trat Resch bereits . berichtete,

eine Verminderung des Personals durchgeführt werden.

Interessant für die Öffentlichkeit dürfte es sein,daß - uf oem

Gebiet der Personaiverwaltung auch der Sport bedeutend gefördert

wird . Den Sportlern worden bei ' ettkämpfen Urlaube gegen Karenz

der Bezüge gewährt , bei internationalen Veranstaltungen erhalten

sie Urlaub und die Bezüge . Ts gibt bei der Gemeinde Wien 33 Bedien

stete , die sich an internationalen repräsentativen Sportveranstal¬

tungen beteiligen.
In der Öffentlichkeit wurde in d n letzten Wochen viel über

die schlechte Lage und die große Verschuldung der öffentlich An¬

gestellten gesprochen . Der Referent betonte , er könne das Gegen¬
teil feststellen . Während 1953 17 . 500 Ansuchen um Vorschüsse ge¬
stellt wurden , waren es 1955 bisher 13 . 500 . Die Vorschüßsumme be¬

trug 1953 37 Millionen und in diesem Jahr bis Ende November 36

Millionen , Interessant sind die Beweggründe für ein Ansuchen um

Vorschuß . 1953 waren es vor allem Kleider , Schuhe und Möbel , die

als Grund angegeben wurden * Jetzt tritt die Beschaffung von v/ohnun

gen immer stärker in den Vordergrund.
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Stadtrat Dr . Migsch bedauerte , auch darauf hinweisen zu

müssen , daß leider die Zahl der Diszi .plinaruntersuchungen steigt.

Dis Bilde November waren 324 Dis zipliiiaranzeigen anhängig . Davon

39 Vorfälle auf Trunksucht im Dienst . Besonders bei bestimmten

Abteilungen nimmt die Trunksucht zu und fuhrt dazu , daß der Ange¬

stellte seine Stellung gefährdet,.
Zusammenfassend stellt der Referent fest , daß es mit den

52 . 764 aktiven Bediensteten und den 52 . 868 Pensionsparteien

zusammen also 85 . 632 Personen ( Hoheitsverwaltung + Unternehmungen)

sind , die von der Gemeinde Wien ihren Lebensunterhalt beziehen.

Abschließend dankte Stadtrat Dr . Migsch den Beamten des

Pcrsonalamtes , die in fleißiger und gewissenhafter Arbeit mitge¬

holfen habe n , die Probleme der Pcrsonalverwaltung zu lösen . Br

dankte auch allen städtischen Bediensteten , die in den letzten

Jahren das ihre dazu beigetragen haben , um die Aufgaben zu er¬

füllen , die sich die Gemeinde Wien ge -steilt hat . Wir können

stolz sein , Bedienstete zu haben , die mit der Stadt Dien mit

Herz und Verstand verbunden sind , ( Beifall bei der SPQ . )
Als erster Debattenredner zum Kapite 1 Personal führte

CxR . Dr . Soswinski ( VO ) aus , daß noch niemals die Personalpolitik
der Gemeinde Wien so stark im Brennpunkt des öffentlichen
Interesses gewesen ist , wie jetzt und daß noch niemals die Ge¬

meindebediensteten den Streik als Mittel zum Durchsetzen ihrer

Porderungen anwenden mußten, . Die Gemeindebediensteten verlangen
nicht mehr , sagte er , als bereits die Gewerkschaft der Gemeinde¬

bediensteten wohldurchdacht empfohlen hat . . Bereits vor zehn
Jahren wurde das Einheitsschema und vor zwei Jahren der 14 . Monats

gehalt gefordert . Niemand geringerer als Bundesminister Maisei
hat dieser Tage im Zentralorgan der Sozialistischen Partei fest¬

gestellt , daß diese Porderungen durch das Anwachsen der Teuerung
berechtigt sind . Der Redner erklärte im Verlauf seiner weiteren

Ausführungen , die Gemeinde Wien zwinge die Gewerkschafts¬
funktionäre , dis . Porderungen der Bediensteten sehr lax zu ver¬
treten , ja geradezu zu verraten . Kein Wunder daher , und die Mehr¬
heit im Gemeinderat müsse es zugeben , daß der Glaube an die Ge¬

werkschaftsleitung erschüttert ist.
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Der Redner erinnerte an die Streikbewegung der Grazer Straßenbah¬

ner im Jahre . 1928 , verlas die damaligen zustimmenden Kommentare

der sozialdemokratischen Presse und verglich sie mit den Berich¬

ten der sozialistischen Zeitungen von heute«

Daß die Bisenbahner nicht zu den Spitzenverdienern gehören,

sagte er weiter , ist bekannt , trotzdem ist aber ihre Ausgangs¬

basis im Gehalt viel günstiger als die der Straßenbahner . Er ver¬

glich die Ahfang ^gehält er der Bundesbahnbediensteten nach verschie¬

denen DienstJahren mit denen der Diener Straßenbahner und stellte

fest , daß trotz dem technischen Portschritt der letzten 25 Jahre

und der Produktivitätssteigerung die Lage der Gemeindebediensteten

nicht so weit wäre wie vor 1934 . Lr stellt daher einen Resolutions*

an trag auf Einführung des 14 . Monatsgehaltes ; .und die sofortige

Auszahlung eines h Ib -
. n 14 . Monatsgehaltes für das Jahr 1955.

Ein weiterer von ihm vorgebrachter Resolutionsantrag betrifft die

Zuerkennung J . n . r Rechte der Gerne ' ndobodiensteten , die ihnen bis

1934 zugestanden sind.

Er beschäftigte sich auch mit der Tätigkeit der Brauen bei

den Y/i ner Verkehrsbetrieben und meint , man benütze sie dort als

Lohndrücker , Er polemisiert gcgon die vom Finanzminister beabsich¬

tigte Gehaltsrogelung und führte aus , daß sie für manche Bedien¬

stetengruppen eine Verschlechterung mit sich bringe . Abschließen

brachte er einen Rosolutionsantr g ein , in dem die Sicherung der

rechtlichen Stellung der städtischen Kindergärtnerinnen verlangt
wird . Seine Fraktion wird gegen die Ansätze der Geschäfts grupp e I

s timmen.

Um etwa 19 Uhr wurde die Sitzung unterbrochen . Die Debatte

über das Kapitel Personal wird morgen um 9 Uhr früh fortgesetzt ..
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Dine Viertel - Monatsronto für die Dauertefürsorgten - der

Gemeinde Wien

15 , Dezember ( RK ) Die Gemeinde Wien wird als einmalige Zu-

auszahlen . Die Vorbereitungen für diese Aktion , die einen sehr

die städtischen Dauertefür sorgten eine Viortel - Monatsreate , jedoch

Sozialrentner , diese Zuwendung nach oben mit 300 Schilling für

die Gemeinde ! fürsorgten begrenzt

Schweinenachmarkt vom 15 . Dezember

15 , Dezember ( RK ) Kein Auftrieb , Auslandsschlachthof Wiens
250 Schweine . aus Rumänien zu 11,50 S und 307 Schweine aus

Ungarn zu 13 . 50 S,

Rindernacbmarkt vom 15 . Dezember

15 . Dezember ( RK ) Unverkauft vom Hauptmarkt ; 1 Ochse,
6 Kühe , Summe 7 . Neuzufuhren Inland ; 4 Ochsen , 1 Stier , 201 Kühe,
7 Kalbinnon , Summe 213 . Gesamtauftrieb ; 5 Ochsen , 1 Stier , .
207 Kühe , 7 Kalbinnen , Summe 220 . Verkauft wurden ; 5 Ochsen,
1 Stier , 203 Kühe , 7 Kalbinnen , Summe 216 . Unverkauft blieben
4 Kühe,

Der Marktverkehr war ruhig . Hauptmarktpreise.
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